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1 Förderziel, Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

Die mesopelagische Zone in 200 – 1 000 m Wasser-Tiefe, auch „Dämmerzone“ genannt, spielt eine zentrale Rolle 
im ozeanischen Wärmehaushalt und in den globalen Stoffkreisläufen. Durch das Absinken von Wassermassen wie 
dem Subantarktischen Mode Water (Subantarctic Mode Water – SAMW) und dem Antarktischen Zwischenwasser 
(Antarctic Intermediate Water – AAIW) im Südozean werden große Mengen an Wärme, gelöstem Kohlenstoff und 
Sauerstoff aus der Oberflächenschicht in das Mesopelagial transportiert. In den letzten Jahrzehnten hat der Ozean 
einen wesentlichen Teil der durch den Klimawandel verursachten zusätzlichen Wärme aufgenommen und in der 
mesopelagischen Zone gespeichert. Diese Wärmeaufnahme und -speicherung trägt entscheidend zur Abmilderung 
der globalen Auswirkungen des Klimawandels bei, wirkt somit als bedeutender Puffer im Klimasystem und beeinflusst 
die Stabilität der globalen Zirkulation über Jahrzehnte bis Jahrhunderte. 

Darüber hinaus spielt die mesopelagische Zone eine zentrale Rolle im marinen Kohlenstoffkreislauf und in der Regu-
lierung des marinen Stickstoff- und Sauerstoffkreislaufes (Nährstoffkreisläufe). So bildet das Mesopelagial zum einen 
die Brücke zur Tiefsee und sorgt für den Energie- und Nährstofftransport in tiefe Ozeanschichten sowie für die Ver-
fügbarmachung von Nährstoffen aus dem Mesopelagial in die darüberliegenden Schichten. Zum anderen führen Pro-
zesse im Mesopelagial zur langfristigen Speicherung von Kohlenstoff in der Tiefsee. Aufgrund seiner komplexen 
physikalischen und biogeochemischen Prozesse spielt das Mesopelagial eine zentrale Rolle bei der Weiterleitung 
und Transformation von Energie und Nährstoffen innerhalb mariner Nahrungsnetze. 

Die messbare Erwärmung an der Oberfläche der Ozeane führt zu Veränderungen in den Bildungsregionen der Modus- 
und Zwischenwasser im Südpolarmeer sowie zu veränderten Windmustern und Dichtegradienten, wie zum Beispiel 
stabilere Meeresschichtungen. Daraus entstehen zum einen Zirkulationsänderungen, zum anderen Veränderungen der 
Stoffkreisläufe oder auch stark veränderte Migrationsbewegungen mariner Organismen. Im Resultat kann dies zu 
einem wärmeren, weniger produktiven und ökologisch stärker destabilisierten Mesopelagial führen und dadurch die 
globale Klimaregulation sowie die globalen Nahrungsketten (Klimarückkopplungsprozesse) beeinflussen. Somit ist 
diese immer noch relativ unerforschte Meeresregion ein aktiver Regulator und zugleich sensibler Indikator für globale 
Umweltveränderungen. 

Diese Förderrichtlinie wird im Rahmen der Hightech Agenda Deutschland (HTAD), der Strategie zur Forschung für 
Nachhaltigkeit (FONA), des Forschungsprogramms der Bundesregierung „MARE:N – Küsten-, Meeres- und Polar-
forschung für Nachhaltigkeit“ sowie der Agendaprozesse „Blauer Ozean“ und „Polarregionen im Wandel“ umgesetzt. 

1.1 Förderziel 

Mit dieser Förderrichtlinie beabsichtigt das Bundesministerium für Forschung, Technologie und Raumfahrt (BMFTR) 
die Wissensbasis zur Rolle des Mesopelagials im Erdsystem zu erweitern, um fundierte Prognosen der Entwicklung 
des globalen Klimas sowie fundierte Entscheidungen im Klimaschutz, in der Anpassung an den Klimawandel und im 
nachhaltigen Umgang mit marinen Ressourcen zu ermöglichen. 

Um dies zu erreichen, sollen die Wissenslücken in der Ozeanbeobachtung und -modellierung durch die gezielte 
Quantifizierung der physikalischen und biogeochemischen Prozesse im Mesopelagial sowie durch die Bewertung ihrer 
Rolle für die marine Wärmeaufnahme und den Kohlenstoffkreislauf geschlossen werden. Darauf aufbauend sollen 
Unsicherheiten in der Vorhersage und Projektion von regionalen und globalen Veränderungen reduziert und die 
wissenschaftlichen Grundlagen für gesellschaftliche Anpassungsstrategien und Transformationsprozesse erweitert 
werden. 
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Ein weiteres Ziel ist die Entwicklung autonomer und robotischer Beobachtungssysteme sowie neuartiger Sensoren im 
marinen Bereich. Damit leistet die Förderrichtlinie einen Beitrag für technologische Innovationen im strategischen 
Forschungsfeld „Meeres-, Klima- und Nachhaltigkeitsforschung“ der HTAD. 

Mit diesen Zielen trägt die Förderung zur Erreichung der Nachhaltigkeitsziele der United Nations (UN) „Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen“ (13) und „Ozeane, Meere und Meeresressour-
cen im Sinne nachhaltiger Entwicklung erhalten und nachhaltig nutzen“ (14) bei. Darüber hinaus werden die Ziele zwei 
bis vier „Gesunder und Widerstandsfähiger Ozean“, „Produktiver Ozean“ und „Vorhersehbarer Ozean“ der UN-Ozean-
dekade adressiert, indem Handlungswissen zum langfristigen Schutz, zur nachhaltigen Ressourcennutzung und zur 
Funktion der physikalischen, chemischen und biologischen Systeme erarbeitet wird, das gesellschaftliche Transfor-
mationsprozesse unterstützen wird. 

1.2 Zuwendungszweck 

Um diese Förderziele zu erreichen, beabsichtigt das BMFTR Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zu fördern, die 
Wissenslücken schließen, Unsicherheiten in Klimaprognosen reduzieren und die wissenschaftliche Grundlage für po-
litische Entscheidungen stärken. 

Mit der Förderung soll die interdisziplinäre Zusammenarbeit in den Bereichen Ozeanmodellierung und Ozeanbeob-
achtung weiter gestärkt werden. Daher sollen die Projekte die Entwicklung beziehungsweise Weiterentwicklung von 
Modellsystemen zur Prognose von Klimafolgen vorantreiben. 

Zusätzlich können im Rahmen der Förderrichtlinie auch Ansätze verfolgt werden, welche satellitengebundene Fern-
erkundungsmethoden mit bereits vorhandenen oder noch zu erhebenden Umweltdaten des Mesopelagials verknüp-
fen, um die Erfassung und Analyse von Langzeitbeobachtungen mesopelagialer Prozesse voranzutreiben. Alternativ 
können auch technische Innovationen im Bereich Ozeanbeobachtung mit Hilfe autonomer und KI-gestützter roboti-
scher Systeme sowie im Bereich der Sensorik gefördert werden. 

Ausgeschlossen sind Projekte, deren Ziele ausschließlich durch Messungen und Ergebnisse einer Forschungsfahrt 
während der Projektlaufzeit erreicht werden können. 

Die Ergebnisse des geförderten Vorhabens dürfen nur in der Bundesrepublik Deutschland oder dem Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) und der Schweiz genutzt werden. 

1.3 Rechtsgrundlagen 

Der Bund gewährt die Zuwendungen nach Maßgabe dieser Förderrichtlinie, der §§ 23 und 44 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf 
Ausgabenbasis (AZA/AZAP/AZV)“ und/oder der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Kostenbasis von Unterneh-
men der gewerblichen Wirtschaft (AZK)“ des BMFTR. Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht. 
Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. 

Nach dieser Förderrichtlinie werden staatliche Beihilfen auf der Grundlage von Artikel 25 Absatz 1 und 2 Buch-
stabe a, b, c und d und Artikel 28 Absatz 1 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) der Europäischen 
Kommission (EU-Kommission) gewährt.1 Die Förderung erfolgt unter Beachtung der in Kapitel I AGVO festgelegten 
Gemeinsamen Bestimmungen, insbesondere unter Berücksichtigung der in Artikel 2 der Verordnung aufgeführten 
Begriffsbestimmungen (vergleiche hierzu die Anlage zu beihilferechtlichen Vorgaben für die Förderrichtlinie). 

2 Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Verbundprojekte, die einen Fokus auf das Mesopelagial sowie dessen Rolle im globalen Wärme- 
beziehungsweise Kohlenstoffhaushalt legen und damit einen messbaren Beitrag zur Umsetzung der in Nummer 1 
genannten Ziele und dem Zuwendungszweck leisten. 

Die nachfolgend genannten Themen sind in den Forschungsverbünden einzeln oder in Kombination zu bearbeiteten.   

– Quantifizierung der klimawandelbedingten Zirkulationsänderungen im Mesopelagial und deren Auswirkungen   

– auf die damit verbundene Wärmeaufnahme und -speicherung und/oder   

– auf die damit verbundene Kohlenstoffaufnahme und -speicherung 

Das Thema adressiert Prozesse, die zu Änderungen der Wärmeaufnahme und -speicherung und/oder der Kohlen-
stoffaufnahme und -speicherung führen können. Dazu zählen zum Beispiel die Abschwächung oder Verlagerung der 
Bildung von Modus- und Zwischenwasser im Südozean, die Änderung von Ausbreitungspfaden innerhalb des 
Mesopelagials, der Vergleich regionaler Prozessunterschiede (Südozean im Vergleich mit globalen Zirkulations-
systemen), der Einfluss von Zirkulations- und Wärmeänderungen auf die vertikale Durchmischung und potentielle 

1 Verordnung (EU) Nummer 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen 
mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 187 vom 26.6.2014, 
S. 1), in der Fassung der Verordnung (EU) 2017/1084 vom 14. Juni 2017 (ABl. L 156 vom 20.6.2017, S. 1), der Verordnung (EU) 2020/972 vom 2. Juli 
2020 zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 1407/2013 hinsichtlich ihrer Verlängerung und zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nummer 651/2014 hinsichtlich ihrer Verlängerung und relevanter Anpassungen (ABl. L 215 vom 7.7.2020, S. 3) und der Verordnung (EU) 2021/1237 
vom 23. Juli 2021 zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit 
dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 270 vom 29.7.2021, 
S. 39) und der Verordnung (EU) 2023/1315 vom 23. Juni 2023 zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 651/2014 zur Feststellung der Verein-
barkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (ABl. L 167 vom 30.6.2023, S. 1). 
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Verlagerung von Durchlüftungszonen, die mögliche Wärmeakkumulation sowie die Auswirkungen auf den Wärme- 
und Kohlenstofftransport in die Tiefe (> 1 000 m).   

– Quantifizierung der physikalisch und biogeochemisch getriebenen Kohlenstoffflüsse aus der Oberflächenschicht in 
das Mesopelagial und/oder aus dem Mesopelagial in die Tiefsee.   

Das Thema adressiert zum Beispiel die Quantifizierung des Kohlenstoffexports durch Modus- und Zwischenwasser, 
die Eddy-getriebene Subduktion durch mesoskalige Wirbel, die Auswirkungen von Änderungen der Antarktischen 
Zirkumpolarströmung, den aktiven Kohlenstofftransport durch vertikale Migration (diel vertical migration), die Än-
derungen der Exportproduktion durch eine stärkere Schichtung sowie Mess- und Modellieransätze zur Quantifizie-
rung der Kohlenstoffflüsse. Darüber hinaus adressiert dieses Thema die Erfassung und Quantifizierung klimatischer 
und anthropogener Veränderungen auf mesopelagische Lebensräume und Nahrungsnetze sowie die damit verbun-
denen Risiken für die Funktionsfähigkeit des mesopelagischen Systems.   

– Technologische Entwicklungen, die eine verbesserte Datenerhebung im Mesopelagial ermöglichen. 

Dazu gehören Entwicklung und Einsatz autonomer Beobachtungssysteme, innovativer Sensorik sowie metho-
discher Ansätze zur langfristigen und hochaufgelösten Überwachung mesopelagischer Prozesse. Langzeitbeob-
achtungen bilden die Grundlage dafür, die Rolle dieser Ozeanschicht im globalen Klimasystem – insbesondere im 
Hinblick auf Wärme- und Kohlenstoffspeicherung – belastbar zu beurteilen. 

Zur Umsetzung der drei Themen kann die Erfassung und Analyse physikalischer, biogeochemischer und ökologischer 
Prozesse im Mesopelagial dienen, zum Beispiel über ein integriertes Beobachtungsdesign, das Feldmessungen, 
Langzeitobservatorien sowie moderne, gegebenenfalls KI-gestützte autonome Messplattformen kombiniert. 

Ebenfalls kann die Umsetzung durch die Weiterentwicklung und Anwendung von Modellen erfolgen. Die Modellier-
arbeiten umfassen die Implementierung relevanter Prozesse in Modellansätze, die auch in internationalen Bewertun-
gen – etwa durch das Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), die Intergovernmental Science-Policy 
Platform on Biodiversity and Ecosystem Services (IPBES) oder das World Ocean Assessment – genutzt werden. 
Dadurch sollen die Arbeiten einen wesentlichen Beitrag zur wissenschaftlich fundierten Bewertung globaler Umwelt- 
und Klimaveränderungen leisten. 

Ein weiteres Element kann die Integration und Ausschöpfung bereits vorhandener Datenbestände sein. Dazu gehört 
insbesondere die ganzheitliche Zusammenführung von bereits vorliegenden in-situ-Messungen, Langzeitdaten und 
Satellitenbeobachtungen. Die Verknüpfung unterschiedlicher Datenquellen ermöglicht eine umfassende Bewertung 
der mesopelagischen Prozesse und stärkt die Aussagekraft der entwickelten Vorhersagemodelle. 

3 Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft. Einrichtungen der Kommunen, der Länder und des Bundes sowie Verbände und weitere gesellschaftliche 
Organisationen sind nur förderfähig, wenn sie einen substanziellen, eigenen Forschungs- und Entwicklungsbeitrag 
zum Forschungsverbund leisten. 

Eine Förderung von Einzelvorhaben ist ausgeschlossen. Die Förderung von Verbünden, die überwiegend aus außer-
universitären Forschungseinrichtungen gebildet werden, ist nicht vorgesehen. Der Anteil der Fördermittel für Einrich-
tungen der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft an der Gesamtförderung für einen Verbund darf darüber hinaus 
50 Prozent nicht übersteigen. 

Zum Zeitpunkt der Auszahlung einer gewährten Zuwendung wird das Vorhandensein einer Betriebsstätte oder Nie-
derlassung (Unternehmen) beziehungsweise einer sonstigen Einrichtung, die der nichtwirtschaftlichen Tätigkeit des 
Zuwendungsempfängers dient (Hochschule, Forschungseinrichtung, Kommunen, Länder, Verbände und gesellschaft-
liche Organisationen), in Deutschland verlangt. 

Forschungseinrichtungen, die von Bund und/oder Ländern grundfinanziert werden, können neben ihrer institutionellen 
Förderung eine Projektförderung für ihre zusätzlichen projektbedingten Ausgaben beziehungsweise Kosten bewilligt 
bekommen, wenn sie im Förderantrag den Bezug zwischen dem beantragten Projekt und grundfinanzierten Aktivitäten 
explizit darstellen beziehungsweise beides klar voneinander abgrenzen. 

Zu den Bedingungen, wann staatliche Beihilfe vorliegt/nicht vorliegt und in welchem Umfang beihilfefrei gefördert 
werden kann, siehe Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation 
(FuEuI-Unionsrahmen).2 

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) im Sinne dieser Förderrichtlinie sind Unternehmen, die die Voraussetzungen 
der KMU-Definition der Europäischen Union (EU) erfüllen.3 Der Antragsteller erklärt gegenüber der Bewilligungs-
behörde seine Einstufung gemäß Anhang I AGVO im Rahmen des Antrags. 

2 Mitteilung der EU-Kommission (2022/C 414/01) vom 28. Oktober 2022 (ABl. C 414 vom 28.10.2022, S. 1). 
3 Vergleiche Anhang I AGVO beziehungsweise Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie 

der kleinen und mittleren Unternehmen, bekannt gegeben unter Aktenzeichen K (2003) 1422 (2003/361/EG) (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36): 
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE 
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4 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Partner eines Verbundprojekts regeln ihre Zusammenarbeit in einer schriftlichen Kooperationsvereinbarung. Vor 
der Förderentscheidung über ein Verbundprojekt muss eine grundsätzliche Übereinkunft über weitere vom BMFTR 
vorgegebene Kriterien nachgewiesen werden (vergleiche BMFTR-Vordruck Nr. 0110).4 

Alle Zuwendungsempfänger, auch Forschungseinrichtungen im Sinne von Artikel 2 (Nummer 83) AGVO, stellen sicher, 
dass im Rahmen des Verbunds keine indirekten (mittelbaren) Beihilfen an Unternehmen fließen. Dazu sind die Be-
stimmungen von Nummer 2.2 des FuEuI-Unionsrahmens zu beachten. 

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

Die Projektlaufzeit beträgt maximal 36 Monate. Eine Ausnahme stellen Projekte dar, welche Schiffsexpeditionen mit 
deutschen globalen, ozeanischen oder regionalen Forschungsschiffen beinhalten. Hier beträgt die Projektlaufzeit 
maximal 48 Monate, wobei das zusätzliche Jahr ausschließlich zur Beantragung der Schiffszeit dient und am Anfang 
der Projektlaufzeit liegen muss. 

Die Höhe der Zuwendung für ein Verbundprojekt beträgt inklusive aller Projektpauschalen, Gemeinkosten und sons-
tigen Pauschalen (siehe auch nachfolgende Absätze) grundsätzlich bis zu 2 500 000 Euro. 

Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt. 

Bemessungsgrundlage für Zuwendungen an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und für Vorhaben von For-
schungseinrichtungen, die in den Bereich der wirtschaftlichen Tätigkeiten5 fallen, sind die zuwendungsfähigen pro-
jektbezogenen Kosten. Diese können unter Berücksichtigung der beihilferechtlichen Vorgaben (siehe Anlage) anteilig 
finanziert werden. Nach BMFTR-Grundsätzen wird eine angemessene Eigenbeteiligung an den entstehenden zuwen-
dungsfähigen Kosten vorausgesetzt. 

Bemessungsgrundlage für Zuwendungen an Hochschulen, Forschungs- und Wissenschaftseinrichtungen und ver-
gleichbare Institutionen, die nicht in den Bereich der wirtschaftlichen Tätigkeiten fallen, sind die zuwendungsfähigen 
projektbezogenen Ausgaben (bei Helmholtz-Zentren und der Fraunhofer-Gesellschaft die zuwendungsfähigen pro-
jektbezogenen Kosten), die unter Berücksichtigung der beihilferechtlichen Vorgaben individuell bis zu 100 Prozent 
gefördert werden können. 

Bei nichtwirtschaftlichen Forschungsvorhaben an Hochschulen und Universitätskliniken wird zusätzlich zu den durch 
das BMFTR finanzierten zuwendungsfähigen Ausgaben eine Projektpauschale in Höhe von 20 Prozent gewährt. 

Förderfähig sind Ausgaben/Kosten, welche im Förderzeitraum dazu dienen, den geplanten Forschungsprozess be-
ziehungsweise die Ergebnisse der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und über diese mit der Gesellschaft in den 
Austausch zu gehen. Die Wissenschaftskommunikation ist die allgemeinverständliche, dialogorientierte Kommunika-
tion und Vermittlung von Forschung und wissenschaftlichen Inhalten an Zielgruppen außerhalb der Wissenschaft.6 

Die zuwendungsfähigen Ausgaben/Kosten richten sich nach den „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Ausgaben-
basis (AZA/AZAP/AZV)“ und/oder den „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Kostenbasis von Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft (AZK)“ des BMFTR. 

CO2-Kompensationszahlungen für Dienstreisen können nach Maßgabe der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf 
Ausgabenbasis (AZA/AZAP/AZAV)“ beziehungsweise der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Kostenbasis von 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (AZK)“ als zuwendungsfähige Ausgaben beziehungsweise Kosten aner-
kannt werden. 

Für die Festlegung der jeweiligen zuwendungsfähigen Kosten und die Bemessung der jeweiligen Förderquote sind die 
Vorgaben der AGVO zu berücksichtigen (siehe Anlage). 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1 Nebenbestimmungen 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheids auf Kostenbasis werden grundsätzlich die „Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen auf Kostenbasis des Bundesministeriums für Bildung und Forschung an gewerbliche Unternehmen für For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben“ (NKBF 2017). 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheids auf Ausgabenbasis werden grundsätzlich die „Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen auf Ausgabenbasis des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zur Projektförderung“ (NABF) 
sowie die „Besonderen Nebenbestimmungen für den Abruf von Zuwendungen im mittelbaren Abrufverfahren im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und Forschung“ (BNBest-mittelbarer Abruf-BMBF), sofern die 
Zuwendungsmittel im sogenannten Abrufverfahren bereitgestellt werden. 

6.2 Erfolgskontrollen/Evaluation 

Zur Durchführung von Erfolgskontrollen im Sinne von Verwaltungsvorschrift Nummer 11a zu § 44 BHO sind die Zu-
wendungsempfänger verpflichtet, die für die Erfolgskontrolle notwendigen Daten dem BMFTR oder den damit beauf-

4 https://foerderportal.bund.de/easy/easy_index.php?auswahl=easy_formulare, Bereich BMFTR, Allgemeine Vordrucke und Vorlagen für Berichte. 
5 Zur Definition der wirtschaftlichen Tätigkeit siehe Hinweise in Nummer 2 der Mitteilung der EU-Kommission zum Beihilfebegriff (ABl. C 262 vom 

19.7.2016, S. 1) und Nummer 2 des FuEuI-Unionsrahmens. 
6 Siehe hierzu auch die Handreichung (FAQ) des BMFTR zur Wissenschaftskommunikation. 
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tragten Institutionen zeitnah zur Verfügung zu stellen. Die Informationen werden ausschließlich im Rahmen der Be-
gleitforschung und der gegebenenfalls folgenden Evaluation verwendet, vertraulich behandelt und so anonymisiert 
veröffentlicht, dass ein Rückschluss auf einzelne Personen oder Organisationen nicht möglich ist. 

6.3 Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Das BMFTR unterstützt die Vereinbarkeit von Familie und wissenschaftlicher Weiterqualifizierung in BMFTR-Projek-
ten. Änderungen in BMFTR-geförderten Projekten an Hochschulen oder institutionell geförderten Forschungseinrich-
tungen, die aufgrund familienbedingter Ausfallzeiten von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in frühen Karrie-
rephasen sinnvoll und notwendig sind, werden mit geringem administrativem Aufwand gewährt. Insbesondere 
kommen Verlängerungen der Projektlaufzeit und, soweit erforderlich, zusätzliche Mittel für die den familienbedingten 
Ausfallzeiten entsprechenden Nachholzeiten in Betracht. Ausreichend ist ein entsprechender, kurz begründeter 
schriftlicher Antrag (per E-Mail) von der Projektleitung an das zuständige Fachreferat beziehungsweise den zustän-
digen Projektträger. Voraussetzung für eine solche Änderung des Vorhabens ist, dass die Nachwuchswissenschaft-
lerin beziehungsweise der Nachwuchswissenschaftler einen Beitrag zur Erreichung des Projektziels leistet. 

6.4 Open-Access-Klausel 

Wenn der Zuwendungsempfänger seine aus dem Forschungsvorhaben resultierenden Ergebnisse als Beitrag in einer 
wissenschaftlichen Zeitschrift veröffentlicht, so soll dies so erfolgen, dass der Öffentlichkeit der unentgeltliche elek-
tronische Zugriff (Open Access) auf den Beitrag möglich ist. Dies kann dadurch erfolgen, dass der Beitrag in einer der 
Öffentlichkeit unentgeltlich zugänglichen elektronischen Zeitschrift veröffentlicht wird. Erscheint der Beitrag zunächst 
nicht in einer der Öffentlichkeit unentgeltlich elektronisch zugänglichen Zeitschrift, so soll der Beitrag – gegebenenfalls 
nach Ablauf einer angemessenen Frist (Embargofrist) – der Öffentlichkeit unentgeltlich elektronisch zugänglich ge-
macht werden (Zweitveröffentlichung). Im Fall der Zweitveröffentlichung soll die Embargofrist zwölf Monate nicht 
überschreiten. Das BMFTR begrüßt ausdrücklich die Open-Access-Zweitveröffentlichung von aus dem Vorhaben 
resultierenden wissenschaftlichen Monographien. 

6.5 Wissenschaftskommunikation 

Zuwendungsempfänger sind angehalten, geeignete Maßnahmen zur Wissenschaftskommunikation im Zusammen-
hang mit ihrem Forschungsprozess und den Forschungsergebnissen einzuplanen und darzulegen. 

Bei Verbundvorhaben sollen die Verbundpartner eine gemeinsame Strategie zur Wissenschaftskommunikation ent-
wickeln. 

Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (inklusive Start-ups und KMU) werden zu Maßnahmen zur Wissenschafts-
kommunikation ermutigt, ohne dass dies als Kriterium bei der Förderentscheidung des Zuwendungsgebers berück-
sichtigt wird. 

6.6 Forschungsdatenmanagementplan 

Mit dem Antrag auf Zuwendung ist das Vorhandensein eines Forschungsdatenmanagementplans zu bestätigen, der 
den Lebenszyklus der im Projekt erhobenen Daten beschreibt. Zuwendungsempfänger sollen, wann immer möglich, 
die im Rahmen des Projekts gewonnenen Daten einschließlich Angaben zu den verwendeten Instrumenten, Metho-
den, Datenanonymisierungen sowie Dokumentationen nach erfolgter Erstverwertung, beispielsweise in Form einer 
wissenschaftlichen Publikation, in nachnutzbarer Form einer geeigneten Einrichtung, zum Beispiel einem einschlä-
gigen Forschungsdatenrepositorium oder Forschungsdatenzentrum, zur Verfügung stellen, um im Sinne der guten 
wissenschaftlichen Praxis eine langfristige Datensicherung für Replikationen und gegebenenfalls Sekundärauswertun-
gen durch andere Forschende zu ermöglichen. Repositorien sollten aktuelle Standards für Datenveröffentlichungen 
(FAIR Data-Prinzipien) erfüllen und die Beschreibung der Daten durch Metadaten und Vokabulare unterstützen und 
persistente Identifikatoren (beispielsweise Digital Object Identifier, EPIC-Handle, Archival Resource Key, Uniform 
Resource Name) vergeben. In den Repositorien oder Forschungsdatenzentren werden die Daten archiviert, dokumen-
tiert und gegebenenfalls auf Anfrage der wissenschaftlichen Community zur Verfügung gestellt. 

6.7 Expeditionen mit deutschen globalen, ozeanischen oder regionalen Forschungsschiffen 

Vorhaben, die in der Projektlaufzeit Schiffsexpeditionen mit deutschen globalen, ozeanischen oder regionalen For-
schungsschiffen planen, müssen bereits in der Projektskizze die geplanten Schiffseinsätze begutachtungsfähig dar-
stellen. Dazu sind auf mindestens zwei bis maximal drei DIN-A4-Seiten eine Begründung für die Schiffsexpedition und 
deren wissenschaftliche Fragestellungen, Ziele und Hypothesen anzugeben sowie Aussagen zur Anzahl der Arbeits-
tage, zu Transitzeiten zwischen den Arbeitsstationen, zum Fahrtzeitraum (Jahr und Jahreszeit), zur Lage des Arbeits-
gebietes, zu geplanten Großgeräteeinsätzen und zu besonderen Anforderungen (zum Beispiel Satellitenübertragung 
von Echtzeitmessungen) aufzuzeigen. Außerdem ist ein grober Arbeitsplan zu erstellen, der die Verknüpfung der 
Schiffsexpedition zu den Arbeitszielen des Projekts darstellt. 

Hinweise: Sämtliche für die wissenschaftliche Expedition benötigten Finanzmittel sind im Vorhaben zu beantragen. 
Die im Projekt verankerten Schiffszeiten sind unter Berücksichtigung des GPF-Sitzungskalenders rechtzeitig separat 
in Form eines wissenschaftlichen regulären Fahrtvorschlages über das Portal deutsche Forschungsschiffe zu bean-
tragen. Weiterführende Informationen zur Erstellung eines wissenschaftlichen Fahrtvorschlages sind im Portal zu fin-
den: https://www.portal-forschungsschiffe.de 

Eine rechtzeitige Kontaktaufnahme zum Projektträger wird empfohlen. 
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7 Verfahren 

7.1 Einschaltung eines Projektträgers, Antragsunterlagen, sonstige Unterlagen und Nutzung des elektronischen An-
tragssystems 

Mit der Abwicklung der Fördermaßnahme hat das BMFTR derzeit folgenden Projektträger beauftragt: 

Projektträger Jülich, Forschungszentrum Jülich GmbH 
Geschäftsbereich Marine und maritime Forschung, 
Geowissenschaften und Schifffahrt 
Schweriner Straße 44 
18069 Rostock 

Fachliche Ansprechpartnerin: 

Frau Dr. Julia Getzlaff 
Telefon: +49 (0)381/20356-292 
E-Mail: j.getzlaff@ptj.de 

Soweit sich hierzu Änderungen ergeben, wird dies im Bundesanzeiger oder in anderer geeigneter Weise bekannt 
gegeben. 

Vordrucke für Förderanträge, Richtlinien, Merkblätter, Hinweise und Nebenbestimmungen können unter der Internet-
adresse 

https://foerderportal.bund.de/easy/easy_index.php?auswahl=formularschrank_foerderportal&formularschrank=bmftr 

abgerufen oder unmittelbar beim oben angegebenen Projektträger angefordert werden. 

Zur Erstellung von Projektskizzen und förmlichen Förderanträgen ist das elektronische Antragssystem „easy-Online“ 
zu nutzen (https://foerderportal.bund.de/easyonline). Es besteht die Möglichkeit, den Antrag in elektronischer Form 
über dieses Portal unter Nutzung des TAN-Verfahrens oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur einzurei-
chen. Daneben bleibt weiterhin eine Antragstellung in Papierform möglich. 

7.2 Zweistufiges Antragsverfahren 

Das Antragsverfahren ist zweistufig angelegt. 

7.2.1 Vorlage und Auswahl von Projektskizzen 

In der ersten Verfahrensstufe sind dem in Nummer 7.1 genannten Projektträger bis spätestens 

1. Oktober 2026 

zunächst Projektskizzen in elektronischer Form vorzulegen. 

Pro Verbund ist eine abgestimmte Projektskizze durch den Koordinator einzureichen. Die Beiträge der einzelnen 
Partner zum Gesamtvorhaben müssen klar ausgewiesen sein. 

Die Vorlagefrist gilt nicht als Ausschlussfrist, Projektskizzen, die nach dem oben angegebenen Zeitpunkt eingehen, 
können aber möglicherweise nicht mehr berücksichtigt werden. 

Die Einreichung erfolgt über das elektronische Formularsystem „easy-Online“ (https://foerderportal.bund.de/ 
easyonline/) unter Angabe des Ministeriums (hier: BMFTR) in der Fördermaßnahme „MARE:N – Meeres- und Polar-
forschung“, Förderbereich „Meeresforschung“, Verfahren „Skizze“. 

Im Portal sind die Projektskizzen in englischer Sprache hochzuladen. Außerdem wird im Formularsystem „easy- 
Online“ aus den Eingaben in das Internetformular eine Projektübersicht generiert. Wenn innerhalb des Vorhabens 
Schiffsexpeditionen mit deutschen globalen, ozeanischen oder regionalen Forschungsschiffen geplant sind, dann sind 
die in Nummer 6.7 aufgelisteten Angaben und Erläuterungen auf zwei bis maximal drei zusätzlichen DIN-A4-Seiten in 
einer gesonderten pdf-Datei hochzuladen. 

Die Projektübersicht, die hochgeladene Projektskizze und gegebenenfalls die Darstellung der benötigten Schiffskapa-
zitäten werden gemeinsam begutachtet. Eine Skizzeneinreichung per E-Mail oder Telefax ist nicht möglich. 

Die Projektskizzen müssen eine Projektbeschreibung und eine nachvollziehbare Finanzierungsplanung beinhalten, die 
selbsterklärend ist und eine Beurteilung ohne weitere Recherchen/Dokumente zulässt. Der Umfang beträgt maximal 
12 Seiten inklusive Deckblatt und allen Anlagen im Schrifttyp Arial, Schriftgrad 11, 1,5-zeilig, 2 cm Seitenrand. Bei 
mehr als drei Verbundpartnern erhöht sich die maximal mögliche Seitenzahl der Skizze pro weiteren Verbundpartner 
um je eine Seite. Die Erhöhung der Seitenzahl hat keine Auswirkungen auf die unten genannte Gliederung der Skizze. 

Projektskizzen, die von der vorgegebenen Form und Seitenzahl abweichen, können möglicherweise nicht berücksich-
tigt werden. Die Beiträge der einzelnen Verbundpartner zum Gesamtvorhaben sollten in der Projektskizze klar aus-
gewiesen sein. Die Projektbeschreibung soll folgende Gliederung aufweisen:   

1. Deckblatt:   

Verbundthema, Angaben über die Gesamtsumme der Förderung, Projektdauer, Anschrift, Telefonnummer, E-Mail- 
Adresse des Verbundkoordinators (Skizzeneinreicher), Nennung aller weiteren Partner, Zuordnung des For-
schungsprojekts zu den in Nummer 2 genannten Forschungsthemen 
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2. Zusammenfassung: 

Aussagekräftiger allgemeinverständlicher Text zur konkreten Zielstellung des Projekts, den wesentlichen Eck-
punkten des Arbeitsplans sowie dem konkreten Verwertungs- und Anwendungspotential der Forschungsergeb-
nisse in englischer und deutscher Sprache   

3. Ziele:   

Gesamtziele des Vorhabens; wissenschaftliche und technische Arbeitsziele   

4. Bezug des Vorhabens zu den förderpolitischen Zielen: (siehe Nummer 1)   

5. Stand von Wissenschaft und Technik: 

Beschreibung aktueller Entwicklungen in Bezug auf die Zielsetzung, Darstellung möglicher Synergien/Abgrenzun-
gen zu anderen Förderlinien (siehe Nummer 1.2)   

6. Bisherige Arbeiten der Antragsteller:   

Nennung mit konkretem Bezug zum ausgewählten Thema   

7. Ausführlicher Arbeitsplan: 

Beschreibung und Zuordnung der Arbeiten in einzelnen Arbeitspaketen (gegebenenfalls inklusive Schiffseinsät-
zen)   

8. Projektmanagement und Arbeitsteilung:   

Darstellung der Zusammenarbeit zwischen den Partnern als Überblick in einem Netzdiagramm; Zuordnung zu 
wesentlichen Arbeitspaketen, Darstellung der Zusammenarbeit mit Dritten oder nicht geförderten Partnern   

9. Ergebnisverwertung:   

Tabellarische Darstellung der wichtigsten adressierten Verwertungsmöglichkeiten mit Zeithorizont, Konzept zum 
Datenmanagement, inklusive Bereitstellung der Daten für Anwender (siehe Nummer 6.2)   

10. Finanzierungsplan:   

Tabellarische Darstellung der geschätzten Ausgaben/Kosten getrennt nach Kooperationspartnern und folgenden 
Positionen: Personal; Reisen; Verbrauchsmittel; Aufträge; Investitionen/Geräte; Projektpauschale/Gemeinkosten/ 
Overheads) 

Anlage 1: Konzept zur Wissenschaftskommunikation (siehe Nummer 6.5; eine extra Seite) 

Die eingegangenen Projektskizzen werden unter Beteiligung externer Gutachter nach den folgenden Kriterien bewer-
tet:   

– Übereinstimmung mit dem Förderziel, Zuwendungszweck und dem Gegenstand der Förderung sowie Erfüllung der 
besonderen Zuwendungsvoraussetzungen;   

– Relevanz des Forschungsansatzes, wissenschaftliche Qualität und Originalität der Konzepte und Lösungen;   

– Umsetzbarkeit beziehungsweise Erreichbarkeit der Zielsetzung des Themenschwerpunktes sowie Nutzbarkeit der 
Ergebnisse für die Politikberatung;   

– Angemessenheit der Schiffseinsätze und Messkampagnen zur Erreichung der Ziele;   

– Eignung der Antragsteller, Ausgewogenheit der arbeitsteiligen Vernetzung der Partner im Konsortium;   

– Qualität der Arbeitspläne sowie des Daten- und Projektmanagements;   

– Konzepte zur Wissenschaftskommunikation;   

– Angemessenheit der Ressourcenplanung;   

– Genderausgeglichenheit der Konsortien in Bezug auf die beteiligten Projektleitungen;   

– ausgewogenes Verhältnis zwischen universitären und außeruniversitären Forschungseinrichtungen. 

Entsprechend der oben angegebenen Kriterien und Bewertung werden die für eine Förderung geeigneten Projektideen 
ausgewählt. Das Auswahlergebnis wird den Interessenten schriftlich mitgeteilt. 

Die im Rahmen dieser Verfahrensstufe eingereichte Projektskizze und eventuell weitere vorgelegte Unterlagen werden 
nicht zurückgesendet. 

7.2.2 Vorlage förmlicher Förderanträge und Entscheidungsverfahren 

In der zweiten Verfahrensstufe werden die Verfasser der positiv bewerteten Projektskizzen aufgefordert, einen förm-
lichen Förderantrag vorzulegen. Mit dem Förderantrag ist eine ausführliche Projektbeschreibung in deutscher Sprache 
einzureichen, die auf der Projektskizze aufbaut und diese konkretisiert. Insbesondere sind die Ziele und Forschungs-
fragen klar zu benennen und das Arbeitsprogramm sowie die Ressourcen-, Zeit-, Meilenstein- und Verwertungs-
planung entsprechend zu spezifizieren. Der Finanzierungsplan muss detailliert aufgeschlüsselt und mit fachlichen 
Ausführungen erläutert werden. 

Mögliche Auflagen und Hinweise aus der Begutachtung der Skizzen müssen im Förderantrag umgesetzt werden. 
Weitere Details und Hinweise zu Fristen und zur Gestaltung der Antragsunterlagen teilt der Projektträger den Antrag-
stellern mit der Aufforderung zur Antragseinreichung mit. 
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Bei Verbundprojekten sind die Förderanträge in Abstimmung mit dem vorgesehenen Verbundkoordinator vorzulegen. 
Der Verbundkoordinator hat zusätzlich eine gemeinsame Projektbeschreibung (Leitantrag) einzureichen. 

Ein vollständiger Förderantrag liegt nur vor, wenn mindestens die Anforderungen nach Artikel 6 Absatz 2 AGVO (ver-
gleiche Anlage) erfüllt sind. 

Zur Erstellung der förmlichen Förderanträge ist die Nutzung des elektronischen Antragssystems „easy-Online“ (unter 
Beachtung der in der Anlage genannten Anforderungen) erforderlich (https://foerderportal.bund.de/easyonline/). Es 
besteht die Möglichkeit, den Antrag in elektronischer Form über dieses Portal unter Nutzung des TAN-Verfahrens oder 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur einzureichen. Daneben bleibt weiterhin eine Antragstellung in Papier-
form möglich. 

Die eingegangenen Anträge werden nach den folgenden Kriterien bewertet und geprüft:   

– Umsetzung der Auflagen aus der ersten Stufe und Einhaltung des dort zur Förderung empfohlenen Finanzrahmens;   

– Zuwendungsfähigkeit der beantragten Mittel;   

– Notwendigkeit und Angemessenheit der beantragten Mittel;   

– Nachvollziehbarkeit der Erläuterungen zum Arbeits- und Finanzierungsplan;   

– Qualität und Aussagekraft des Verwertungsplans, auch hinsichtlich der förderpolitischen Zielsetzungen dieser För-
dermaßnahme. 

Entsprechend der oben angegebenen Kriterien und Bewertung wird nach abschließender Antragsprüfung über eine 
Förderung entschieden. 

7.3 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheids und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die §§ 48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes, die §§ 23, 44 BHO und die 
hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen von 
den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zugelassen worden sind. Der Bundesrechnungshof ist gemäß § 91 BHO 
zur Prüfung berechtigt. 

8 Geltungsdauer 

Diese Förderrichtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. Die Laufzeit dieser Förderrichtlinie 
ist bis zum Zeitpunkt des Auslaufens ihrer beihilferechtlichen Grundlage, der AGVO, zuzüglich einer Anpassungspe-
riode von sechs Monaten, mithin bis zum 30. Juni 2027, befristet. Sollte die zeitliche Anwendung der AGVO ohne die 
Beihilferegelung betreffende relevante inhaltliche Veränderungen verlängert werden, verlängert sich die Laufzeit dieser 
Förderrichtlinie entsprechend, aber nicht über den 31. Dezember 2033 hinaus. Sollte die AGVO nicht verlängert und 
durch eine neue AGVO ersetzt werden oder sollten relevante inhaltliche Veränderungen der derzeitigen AGVO vor-
genommen werden, wird eine den dann geltenden Freistellungsbestimmungen entsprechende Nachfolge-Förderricht-
linie bis mindestens 31. Dezember 2033 in Kraft gesetzt werden. 

Bonn, den 29. Juni 2026 

Bundesministerium 
für Forschung, Technologie und Raumfahrt 

Im Auftrag 
Dr. Norbert  Overbeck 
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Anlage 

1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Rechtmäßigkeit der Beihilfe ist nur dann gegeben, wenn im Einklang mit Artikel 3 AGVO alle Voraussetzungen des 
Kapitels I AGVO sowie die für die bestimmte Gruppe von Beihilfen geltenden Voraussetzungen des Kapitels III erfüllt 
sind. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß der Rechtsprechung der Europäischen Gerichte die nationalen Ge-
richte verpflichtet sind, eine Rückforderung anzuordnen, wenn staatliche Beihilfen unrechtmäßig gewährt wurden. 

Staatliche Beihilfen auf Grundlage der AGVO werden nicht gewährt, wenn ein Ausschlussgrund nach Artikel 1 Absatz 2 
bis 6 AGVO gegeben ist. Dies gilt insbesondere, wenn das Unternehmen einer Rückforderungsanordnung aufgrund 
eines früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbar-
keit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist. 

Gleiches gilt für eine Beihilfengewährung an Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß der Definition nach Artikel 2 
Absatz 18 AGVO. Ausgenommen von diesem Verbot sind allein Unternehmen, die sich am 31. Dezember 2019 nicht 
bereits in Schwierigkeiten befanden, aber im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2021 zu Unternehmen in 
Schwierigkeiten wurden nach Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c AGVO. 

Diese Bekanntmachung gilt nur im Zusammenhang mit Beihilfen, die einen Anreizeffekt nach Artikel 6 AGVO haben. 
Der in diesem Zusammenhang erforderliche Beihilfeantrag muss mindestens die folgenden Angaben enthalten:   

a) Name und Größe des Unternehmens,   

b) Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns und des Abschlusses,   

c) Standort des Vorhabens,   

d) die Kosten des Vorhabens sowie   

e) die Art der Beihilfe (zum Beispiel Zuschuss, Kredit, Garantie, rückzahlbarer Vorschuss oder Kapitalzuführung) und 
Höhe der für das Vorhaben benötigten öffentlichen Finanzierung. 

Mit dem Antrag auf eine Förderung im Rahmen dieser Förderrichtlinie erklärt sich der Antragsteller bereit:   

– zur Mitwirkung bei der Einhaltung der beihilferechtlichen Vorgaben;   

– zur Vorlage von angeforderten Angaben und/oder Belegen zum Nachweis der Bonität und der beihilferechtlichen 
Konformität;   

– zur Mitwirkung im Fall von Verfahren (bei) der Europäischen Kommission.7 

Der Zuwendungsempfänger ist weiter damit einverstanden, dass:   

– das BMFTR alle Unterlagen über gewährte Beihilfen, die die Einhaltung der vorliegend genannten Voraussetzungen 
belegen, für zehn Jahre nach Gewährung der Beihilfe aufbewahrt und der Europäischen Kommission auf Verlangen 
aushändigt;   

– das BMFTR Beihilfen über 100 000 Euro auf der Transparenzdatenbank der EU-Kommission veröffentlicht.8 

Im Rahmen dieser Förderrichtlinie erfolgt die Gewährung staatlicher Beihilfen in Form von Zuschüssen gemäß Artikel 5 
Absatz 1 und 2 AGVO. 

Die AGVO begrenzt die Gewährung staatlicher Beihilfen für wirtschaftliche Tätigkeiten in nachgenannten Bereichen 
auf folgende Maximalbeträge:   

– 55 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für Grundlagenforschung (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i Ziffer i 
AGVO);   

– 35 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für industrielle Forschung (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i Ziffer ii 
AGVO);   

– 25 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für experimentelle Entwicklung (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i 
Ziffer iii AGVO);   

– 8,25 Millionen Euro pro Studie für Durchführbarkeitsstudien (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i Ziffer vi AGVO). 

Bei der Prüfung, ob diese Maximalbeträge (Anmeldeschwellen) eingehalten sind, sind die Kumulierungsregeln nach 
Artikel 8 AGVO zu beachten. Die Maximalbeträge dürfen nicht durch eine künstliche Aufspaltung von inhaltlich zu-
sammenhängenden Vorhaben umgangen werden. Die Teilgenehmigung bis zur Anmeldeschwelle einer notifizierungs-
pflichtigen Beihilfe ist nicht zulässig. 

2 Umfang/Höhe der Zuwendungen 

Für diese Förderrichtlinie gelten die nachfolgenden Vorgaben der AGVO, insbesondere bezüglich beihilfefähiger Kos-
ten und Beihilfeintensitäten. Dabei geben die nachfolgend genannten beihilfefähigen Kosten und Beihilfeintensitäten 
den maximalen Rahmen vor, innerhalb dessen die Gewährung von zuwendungsfähigen Kosten und Förderquoten für 
Vorhaben mit wirtschaftlicher Tätigkeit erfolgen kann. 

7 Beispielsweise im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach Artikel 12 AGVO durch die Europäische Kommission. 
8 (Die Transparenzdatenbank der EU-Kommission kann unter https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public?lang=de aufgerufen 

werden.) Maßgeblich für diese Veröffentlichung sind die nach Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 
geforderten Informationen. Hierzu zählen unter anderem der Name oder die Firma des Beihilfeempfängers und die Höhe der Beihilfe. 
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Artikel 25 AGVO – Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 

Der geförderte Teil des Forschungsvorhabens ist vollständig einer oder mehreren der folgenden Kategorien zuzuord-
nen:   

– Grundlagenforschung;   

– industrielle Forschung;   

– experimentelle Entwicklung;   

– Durchführbarkeitsstudien 

(vergleiche Artikel 25 Absatz 2 AGVO; Begrifflichkeiten gemäß Artikel 2 Nummer 84 fortfolgende AGVO). 

Zur Einordnung von Forschungsarbeiten in die Kategorien der Grundlagenforschung, industriellen Forschung und 
experimentellen Entwicklung wird auf die einschlägigen Hinweise in Randnummer 79 und in den Fußnoten 59, 60 
sowie 61 des FuEuI-Unionsrahmens verwiesen. 

Die beihilfefähigen Kosten des jeweiligen Forschungs- und Entwicklungsvorhabens sind den relevanten Forschungs- 
und Entwicklungskategorien zuzuordnen. 

Beihilfefähige Kosten sind:   

a) Personalkosten: Kosten für Forscher, Techniker und sonstiges Personal, soweit diese für das Vorhaben eingesetzt 
werden (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe a AGVO);   

b) Kosten für Instrumente und Ausrüstung, soweit und solange sie für das Vorhaben genutzt werden. Wenn diese 
Instrumente und Ausrüstungen nicht während ihrer gesamten Lebensdauer für das Vorhaben verwendet werden, 
gilt nur die nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ermittelte Wertminderung während der Dauer 
des Vorhabens als beihilfefähig (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe b AGVO);   

c) Kosten für Gebäude und Grundstücke, soweit und solange sie für das Vorhaben genutzt werden. Bei Gebäuden gilt 
nur die nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ermittelte Wertminderung während der Dauer des 
Vorhabens als beihilfefähig. Bei Grundstücken sind die Kosten des wirtschaftlichen Übergangs oder die tatsächlich 
entstandenen Kapitalkosten beihilfefähig (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe c AGVO);   

d) Kosten für Auftragsforschung, Wissen und für unter Einhaltung des Arm’s-length-Prinzips von Dritten direkt oder in 
Lizenz erworbene Patente sowie Kosten für Beratung und gleichwertige Dienstleistungen, die ausschließlich für das 
Vorhaben genutzt werden (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe d AGVO);   

e) zusätzliche Gemeinkosten und sonstige Betriebskosten (unter anderem Material, Bedarfsartikel und dergleichen), 
die unmittelbar durch das Vorhaben entstehen (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe e AGVO). 

Die beihilfefähigen Kosten von Durchführbarkeitsstudien sind die Kosten der Studie (Artikel 25 Absatz 4 AGVO). 

Die Beihilfeintensität pro Beihilfeempfänger darf folgende Sätze nicht überschreiten:   

– 100 Prozent der beihilfefähigen Kosten für Grundlagenforschung (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe a AGVO);   

– 50 Prozent der beihilfefähigen Kosten für industrielle Forschung (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe b AGVO);   

– 25 Prozent der beihilfefähigen Kosten für experimentelle Entwicklung (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe c AGVO);   

– 50 Prozent der beihilfefähigen Kosten für Durchführbarkeitsstudien (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe d AGVO). 

Die Beihilfeintensitäten für industrielle Forschung und experimentelle Entwicklung können im Einklang mit Artikel 25 
Absatz 6 Buchstabe a bis d auf bis zu 80 Prozent der beihilfefähigen Kosten angehoben werden, wobei die Buch-
staben b, c und d nicht miteinander kombiniert werden dürfen:   

a) um zehn Prozentpunkte bei mittleren Unternehmen und 
um 20 Prozentpunkte bei kleinen Unternehmen;   

b) um 15 Prozentpunkte, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist:  

i) Das Vorhaben beinhaltet die wirksame Zusammenarbeit  

– zwischen Unternehmen, von denen mindestens eines ein KMU ist, oder wird in mindestens zwei Mitglied-
staaten oder einem Mitgliedstaat und einer Vertragspartei des EWR-Abkommens durchgeführt, wobei kein 
einzelnes Unternehmen mehr als 70 Prozent der beihilfefähigen Kosten bestreitet, oder  

– zwischen einem Unternehmen und einer oder mehreren Einrichtungen für Forschung und Wissensverbrei-
tung, die mindestens zehn Prozent der beihilfefähigen Kosten tragen und das Recht haben, ihre eigenen 
Forschungsergebnisse zu veröffentlichen.  

ii) Die Ergebnisse des Vorhabens finden durch Konferenzen, Veröffentlichung, Open-Access-Repositorien oder 
durch gebührenfreie Software beziehungsweise Open-Source-Software weite Verbreitung. 

iii) Der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für Forschungsergebnisse geförderter Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben, die durch Rechte des geistigen Eigentums geschützt sind, zeitnah nichtausschließliche Lizenzen für 
die Nutzung durch Dritte im EWR zu Marktpreisen diskriminierungsfrei zu erteilen. 

iv) Das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wird in einem Fördergebiet durchgeführt, das die Voraussetzun-
gen des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe a des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
erfüllt. 
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c) um fünf Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in einem Fördergebiet durchgeführt 
wird, das die Voraussetzungen des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV erfüllt;   

d) um 25 Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben  

i) von einem Mitgliedstaat im Anschluss an ein offenes Verfahren ausgewählt wurde, um Teil eines Vorhabens zu 
werden, das von mindestens drei Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des EWR-Abkommens gemeinsam 
konzipiert wurde, und 

ii) eine wirksame Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in mindestens zwei Mitgliedstaaten oder Vertragspar-
teien des EWR-Abkommens beinhaltet, wenn es sich bei dem Beihilfeempfänger um ein KMU handelt, oder in 
mindestens drei Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des EWR-Abkommens, wenn es sich bei dem Beihilfe-
empfänger um ein großes Unternehmen handelt, und  

iii) mindestens eine der beiden folgenden Voraussetzungen erfüllt:   

– Die Ergebnisse des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens finden in mindestens drei Mitgliedstaaten oder 
Vertragsparteien des EWR-Abkommens durch Konferenzen, Veröffentlichung, Open-Access-Repositorien 
oder durch gebührenfreie Software beziehungsweise Open-Source-Software weite Verbreitung oder  

– Der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für Forschungsergebnisse geförderter Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben, die durch Rechte des geistigen Eigentums geschützt sind, zeitnah nichtausschließliche 
Lizenzen für die Nutzung durch Dritte im EWR zu Marktpreisen diskriminierungsfrei zu erteilen. 

Die Beihilfeintensität für Durchführbarkeitsstudien kann bei mittleren Unternehmen um zehn Prozentpunkte und bei 
kleinen Unternehmen um 20 Prozentpunkte erhöht werden. 

Allgemeine Hinweise 

Die beihilfefähigen Kosten sind gemäß Artikel 7 Absatz 1 AGVO durch schriftliche Unterlagen zu belegen, die klar, 
spezifisch und aktuell sein müssen. 

Für die Berechnung der Beihilfeintensität und der beihilfefähigen Kosten werden die Beträge vor Abzug von Steuern 
und sonstigen Abgaben herangezogen. 

3 Kumulierung 

Bei der Einhaltung der maximal zulässigen Beihilfeintensität sind insbesondere auch die Kumulierungsregeln in Arti-
kel 8 AGVO zu beachten. Die Kumulierung von mehreren Beihilfen für dieselben förderfähigen Kosten/Ausgaben ist 
nur im Rahmen der folgenden Regelungen beziehungsweise Ausnahmen gestattet: 

Werden Unionsmittel, die von Organen, Einrichtungen, gemeinsamen Unternehmen oder sonstigen Stellen der Union 
zentral verwaltet werden und nicht direkt oder indirekt der Kontrolle der Mitgliedstaaten unterstehen, mit staatlichen 
Beihilfen kombiniert, so werden bei der Feststellung, ob die Anmeldeschwellen und Beihilfehöchstintensitäten oder 
Beihilfehöchstbeträge eingehalten werden, nur die staatlichen Beihilfen berücksichtigt, sofern der Gesamtbetrag der 
für dieselben beihilfefähigen Kosten gewährten öffentlichen Mittel den in den einschlägigen Vorschriften des Unions-
rechts festgelegten günstigsten Finanzierungssatz nicht überschreitet. 

Nach der AGVO freigestellte Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten bestimmen lassen, können kumuliert 
werden mit 

a) anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Maßnahmen unterschiedliche bestimmbare beihilfefähige Kosten be-
treffen; 

b) anderen staatlichen Beihilfen für dieselben, sich teilweise oder vollständig überschneidenden beihilfefähigen Kos-
ten, jedoch nur, wenn durch diese Kumulierung die höchste nach dieser Verordnung für diese Beihilfen geltende 
Beihilfeintensität beziehungsweise der höchste nach dieser Verordnung für diese Beihilfen geltende Beihilfebetrag 
nicht überschritten wird. 

Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, können mit anderen staatlichen Beihilfen, 
bei denen sich die beihilfefähigen Kosten auch nicht bestimmen lassen, kumuliert werden, und zwar bis zu der für den 
jeweiligen Sachverhalt einschlägigen Obergrenze für die Gesamtfinanzierung, die im Einzelfall in der AGVO oder in 
einem Beschluss der Europäischen Kommission festgelegt ist. 

Nach der AGVO freigestellte staatliche Beihilfen dürfen nicht mit De-minimis-Beihilfen für dieselben beihilfefähigen 
Kosten kumuliert werden, wenn durch diese Kumulierung die in Kapitel III AGVO festgelegten Beihilfeintensitäten oder 
Beihilfehöchstbeträge überschritten werden. 

Bekanntmachung
Veröffentlicht am Dienstag, 21. Juli 2026
BAnz AT 21.07.2026 B1
Seite 11 von 11


		Bundesanzeiger Verlag GmbH
	2026-07-21T08:33:58+0200
	Bundesanzeiger Verlag GmbH




